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Vorwort
„Die Aufgabe des Rechtsanwalts kann und wird es sein, den Rechtsanspruch des 
Mandanten durchzusetzen. Aber dem Beginn des Prozesses geht die Vorprüfung vor­
aus. Gerade hier setzt eine viel zu wenig gewürdigte Arbeit des Rechtsanwalts ein“. 
Diese Worte Max Hachenburgs (Lebenserinnerungen eines Rechtsanwalts und Briefe 
aus der Emigration, 1927, zit. nach Bd. 5 der Veröffentlichungen des Stadtarchivs 
Mannheim, 1978, S. 57) treffen auch Ziel und Inhalt dieses Buchs.
Der Anwalt hat vorprozessual und im arbeitsgerichtlichen Verfahren zu klären, wie 
er angesichts vielfältiger Gestaltungsmöglichkeiten am besten und zweckmäßigsten 
vorgeht: Welche Ansprüche sollen geltend gemacht werden? Wann sollen welche 
Rechte ausgeübt werden? Welche Verteidigungsmöglichkeiten gibt es und wann wen­
de ich sie an? Wie können die Ziele des Mandanten am besten erreicht werden? Vor 
und im arbeitsgerichtlichen Verfahren geht es darum, taktisch das richtige Vorgehen 
zu wählen. Hierzu möchte das Buch beitragen, indem es die typischen anwaltlichen 
Beratungssituationen und die sich ergebenden Handlungsalternativen im Arbeitsrecht 
aufzeigt und deren rechtliche und tatsächliche Folgen darstellt. Es richtet sich an 
arbeitsrechtlich tätige Rechtsanwälte sowie an Personalleiter und Verbandsvertreter, 
die vor den Arbeitsgerichten auftreten.
Die Durchsetzung und die Abwehr von Ansprüchen im Prozess erfordert die Zusam­
menschau materieller Rechtsgrundlagen mit dem Verfahrensrecht. Diese erfolgt hier 
geordnet nach den großen Streitbereichen des Arbeitsrechts, insbesondere des Kün­
digungsschutzes, der Entgelt-, Beschäftigungs-, Urlaubs- und sonstigen Ansprüche. 
Das Buch versteht sich als praxisorientierter Ratgeber für typische Konstellationen 
vor und im arbeitsgerichtlichen Verfahren. Es stellt die Grundlagen des materiellen 
Rechts dar und zeigt Möglichkeiten prozessualen Vorgehens auf.
Mit der 5. Auflage ist eine Aktualisierung und Vertiefung verschiedener Komplexe 
erfolgt, so zB zum Datenschutz.
Die Idee zu diesem Buch ist aus einer Seminartätigkeit für Rechtsanwälte und Fach­
anwälte für Arbeitsrecht entstanden. Viele Empfehlungen und Vorschläge entstam­
men den Ideen und Beiträgen von Kollegen. Für weitergehende Anregungen und 
Kommentare ist der Verfasser dankbar.

Köln, im Juni 2023 Martin Reufels
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Lehnt der Arbeitnehmer das Angebot auf Fortsetzung des Arbeitsverhältnisses ab, so 
hat dies auf den Kündigungsschutzprozess zunächst keinen Einfluss. Denn möglicher­
weise will der Arbeitnehmer zunächst den Ausgang des Kündigungsschutzprozesses 
abwarten und sich bei gewonnenem Prozess dann entscheiden, ob er zu seinem 
vormaligen Arbeitgeber zurückkehrt oder nicht. Dies kann etwa dann der Fall sein, 
wenn sich der Arbeitnehmer zum Zeitpunkt der Rücknahme der Kündigung noch in 
der Wartezeit bei seinem neuen Arbeitgeber befindet und zunächst abwarten will, ob 
er diese dort „durchsteht“.
Die Ablehnung des Fortsetzungsangebots hat jedoch Auswirkungen auf den Annah­
meverzugsanspruch, da sich der Arbeitnehmer gemäß § 615 Satz 2 BGB das Gehalt, 
das er bei seinem ehemaligen Arbeitgeber nach Rücknahme der Kündigung hätte er­
halten können, auf den Annahmeverzugslohnanspruch wird anrechnen lassen müs­
sen, es sei denn, die Tätigkeitserbringung bei seinem Arbeitgeber sei unzumutbar 
(was lediglich in den seltensten Fällen anzunehmen sein wird). Der Annahmeverzug 
wird allerdings nicht schon durch die „Rücknahme“ der Kündigung beendet. Nach 
der Rechtsprechung des BAG muss dem Arbeitnehmer eine konkrete Einsatzmöglich­
keit angeboten und er zur Arbeitsaufnahme aufgefordert werden.589

Prozesstaktische Überlegungen bei Parallelverfahren

Eine Vertretung in Massen- bzw. Parallelverfahren gibt Anlass, bereits zu Beginn 
prozesstaktische Überlegungen anzustellen. Vertritt der Anwalt eine größere Anzahl 
von Arbeitnehmern gegen denselben Arbeitgeber (zB bei einer Massenentlassung), so 
ist darauf zu achten, dass jeweils einzelne Mandatsverhältnisse zu den Arbeitnehmern 
bestehen, die aufgrund der speziellen Situation auch ein unterschiedliches Vorgehen 
erfordern können. In Parallelverfahren besteht die Gefahr, dass die Besonderheiten 
des einzelnen Falles nicht genügend Aufmerksamkeit erfahren, entweder weil vorge­
fertigte Schriftsätze gleichlautend in allen Verfahren eingereicht werden oder weil – 
dies ist insbesondere für Arbeitgebervertreter relevant – die Besprechung mit dem 
Mandanten über die Verfahren nicht ausreichend individualisiert erfolgt. Der die 
Arbeitnehmer vertretende Anwalt wird zudem darauf zu achten haben, dass die 
anwaltliche Verschwiegenheitspflicht gewahrt bleibt und die Arbeitnehmer nicht über 
den Sach- und Streitstand der Parallelverfahren unterrichtet werden, es sei denn, auf 
Wunsch aller Arbeitnehmer findet eine gemeinsame Besprechung der Angelegenheit 
statt. Der die Arbeitnehmer vertretende Rechtsanwalt wird zudem darauf zu achten 
haben, dass nicht Dritte Einfluss auf die Verfahrensgestaltung gewinnen (zB Betriebs­
rat). Es ist Aufgabe des Anwalts, jeden Arbeitnehmer individuell zu beraten. Dies 
kann ggf. dann zu internen Konflikten führen, wenn die Mandatierung auf Vermitt­
lung des Betriebsrats zustande gekommen ist. Ergeben sich gegenläufige Interessen, 
so kann in bestimmten Konstellationen auch eine Interessenkollision vorliegen, die 
den Anwalt daran hindert, die Vertretung eines Arbeitnehmers zu übernehmen.
Soweit es sich um die Vertretung von Arbeitnehmern in einer größeren Anzahl von 
Kündigungsschutzprozessen handelt, richtet es sich nach dem Geschäftsverteilungs­
plan der Arbeitsgerichte, ob die Verfahren (zB nach dem Anfangsbuchstaben des 
Beklagten geordnet) zu einer bestimmten Kammer zugewiesen oder auf verschiedene 
Kammern verteilt werden. Eine Verteilung auf verschiedene Kammern kann zum Teil 

XIV.

589 Vgl. BAG 19.1.1999 – 9 AZR 679/97, NZA 1999, 925; LAG Köln 29.6.2001 – 11 Sa 305/01, NZA-RR 
2002, 237; vgl. Schmädicke/Leister, ArbRB 2007, 279.
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zu divergierenden Entscheidungen führen, aber auch dazu, dass die Besonderheiten 
des einzelnen Falles (eher) berücksichtigt werden. Wird die Geschäftsverteilung nach 
der Reihenfolge der Klageeingänge vorgenommen (zB jeweils im Zehner-Block), so 
kann dann, wenn eine Verteilung auf verschiedene Kammern gewünscht ist, die Ein­
reichung der Klagen gezielt zeitlich gestreckt vorgenommen werden. Eine Befassung 
mit dem üblicherweise im Internet verfügbaren Geschäftsverteilungsplan der Arbeits­
gerichte kann somit bereits vor Klageeinreichung zu entsprechenden Gestaltungsmög­
lichkeiten führen. Eine Verteilung der Verfahren auf mehrere Kammern führt im 
Übrigen auch dazu, dass in den Güte- und Kammerverhandlungen dem einzelnen Fall 
mehr Zeit eingeräumt wird, als wenn die Fälle – wie dies häufig vor einer Kammer 
passiert – „en bloc“ verhandelt werden.
Sind die Verfahren auf mehrere Kammern verteilt, wird gelegentlich vorgeschlagen, 
ein Verfahren als „Pilotverfahren“ auszuwählen und zwischen den Parteien eine 
Einigung zu treffen, dass die anderen Verfahren entsprechend des rechtskräftigen 
Ausgangs des Pilotverfahrens analog behandelt werden, ggf. verbunden mit dem 
Verzicht auf entsprechende Ausschluss- oder Verjährungsfristen. Aus Arbeitgebersicht 
ist hier zur Vorsicht zu raten. Dies kann allenfalls aus Gründen der Prozessökonomie 
bei einer ganz erheblichen Anzahl an Klagen sinnvoll sein, ansonsten zeigt es sich 
eben, dass die Verfahren doch häufig individuell so verschieden sind, dass sie nicht 
ohne Weiteres „über einen Kamm geschert“ werden können.
Vorsicht ist auch bei Vergleichsverhandlungen geboten. Die Arbeitgeberseite schlägt 
gelegentlich vor, einen bestimmten Vergleich nur abschließen zu wollen, wenn da­
mit alle Verfahren erledigt werden. Dies kann auf die Kläger einen entsprechenden 
„Gruppendruck“ ausüben, sich auf einen Vergleich einlassen zu sollen, den sie ggf. 
aus eigenem Antrieb so nicht abgeschlossen hätten. Auch hier wird es die Aufga­
be des Anwalts sein, individuell zu beraten. Aus Arbeitgebersicht ist hingegen die 
Frage zu erörtern, ob es sinnvoll ist, lediglich mit einigen Klägern einen Vergleich 
abzuschließen, wenn aufgrund der Weigerung, einen Vergleich abzuschließen, im Fall 
einiger Kläger ohnehin mit einer rechtskräftigen Entscheidung zu rechnen ist.
Sind in einem Massenverfahren auf der Klägerseite eine Vielzahl einzelner Anwälte 
beteiligt, so kann der den Arbeitgeber vertretende Anwalt häufig einen gewissen 
Informationsvorsprung erlangen und zB bereits bei anderen Kammern oder Gerichten 
ergangene Urteile, die zugunsten seiner Partei ergangen sind, vorlegen. Die Vorlage 
solcher (erst- oder zweitinstanzlicher) Urteile kann häufig eine gewisse Dynamik in 
die Prozesse einführen und Vergleichsverhandlungen beschleunigen und zu seinen 
Gunsten beeinflussen.

XIV. Prozesstaktische Überlegungen bei Parallelverfahren 2
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Vergleich
Allgemeine Grundlagen des Vergleichsschlusses
Konstellationen

Wohl in keiner Gerichtsbarkeit werden so viele Vergleiche geschlossen wie in der Ar­
beitsgerichtsbarkeit. Im Zusammenhang mit einer Kündigungsschutzklage ist neben 
den häufig vorkommenden Aufhebungs- bzw. Abfindungsvergleichen auch ein sog. 
Bestandsvergleich denkbar, in dem sich die Parteien im Wege des gegenseitigen Nach­
gebens auf die Fortsetzung des Arbeitsverhältnisses unter bestimmten Konditionen ei­
nigen. Hier ist auch eine Einigung auf die Fortsetzung als befristetes Arbeitsverhältnis 
möglich, wobei durch die Vereinbarung des Vergleichs sowohl die nach § 14 TzBfG 
erforderliche Schriftform gewahrt wird als auch der notwendige sachliche Grund ge­
geben ist (§ 14 Abs. 1 Nr. 8 TzBfG).967 Bei einem Vergleichsabschluss im schriftlichen 
Verfahren nach § 278 Abs. 6 ZPO ist darauf zu achten, dass der Vergleich auf richter­
lichen Vorschlag hin erfolgt.968

Abfindungsvergleich
Im typischen und weitaus häufigsten Fall des Abfindungsvergleichs einigen sich die 
Parteien gegen Zahlung einer Abfindung auf die Beendigung des Arbeitsverhältnisses. 
Für die Höhe der Abfindung gibt es dabei keine gesetzlichen Vorgaben, so dass 
diese regelmäßig vom jeweiligen Verhandlungsgeschick abhängt. Dies bedarf einer 
gewissen Vorbereitung. Der BGH hat hierzu allgemein konkretisierend ausgeführt, 
dass ein Rechtsanwalt beim Abschluss eines Abfindungsvergleichs auf eine richtige 
und vollständige Niederlegung des Willens seines Mandanten zu achten hat und für 
einen möglichst eindeutigen und nicht erst der Auslegung bedürftigen Wortlaut sor­
gen muss.969 Oftmals halten sich die Parteien dabei allerdings an einen Vergleichsvor­
schlag des Richters, welcher sich regelmäßig an der Faustformel von 0,5 Monatsge­
hältern pro Beschäftigungsjahr orientieren wird. Gegebenenfalls ist diese Festlegung 
der Abfindungshöhe unter Berücksichtigung weiterer Umstände, wie dem Grund für 
die Kündigung, den Prozessrisiken, der jeweiligen wirtschaftlichen Lage oder den 
Chancen des Gekündigten auf dem Arbeitsmarkt, zu modifizieren.970

Fehlerquellen

Das hohe Vorkommen von Prozessvergleichen im arbeitsgerichtlichen Verfahren 
führt häufig zu einer „ad hoc“-Protokollierung und typischen Fehlern.

Beispiel 1: Der Richter hat aufgrund eng getakteter Güteverhandlungstermine zu wenig 
Zeit und spielt den Parteien den auf Tonträger diktierten Vergleich nicht mehr vor. Die Fol­
ge ist, dass der Vergleich nicht als Prozessvergleich zustande gekommen ist, da das Vorle­
sen (Vorspielen) eine Wirksamkeitsvoraussetzung ist. Ohne die Einhaltung dieser Formalie 
fehlt dem Vergleich die prozessbeendende Wirkung. Aufgrund der Doppelnatur des Ver­
gleichs als Prozesshandlung einerseits und materiellrechtlicher Vergleichsvertrag iSv § 779 
BGB andererseits führt dies nicht zwangsläufig dazu, dass auch der materiellrechtliche 
Vergleich unwirksam ist. Soweit das Schriftformerfordernis des § 623 BGB gewahrt ist und 

§ 9
I.
1.

2.

II.

967 Vgl. auch BAG 23.11.2006 – 6 AZR 394/06, NZA 2007, 466.
968 Vgl. BAG 14.1.2015 – 7 AZR 2/14, NZA 2016, 39; BAG 15.2.2012 – 7 AZR 734/10, NZA 2012, 919.
969 Vgl. BGH 16.12.2021 – IX ZR 223/20, NJW-RR 2022, 492.
970 Vgl. MHdB ArbR/Waskow, § 134 Rn. 15.
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es dem hypothetischen Parteiwillen entspricht, dass bei Kenntnis der Unwirksamkeit des 
Prozessvergleichs dieser zumindest als außergerichtlicher Vergleich hätten gelten sollen, 
ist ein entsprechender Fortbestand möglich.971 Demgegenüber führt die Unwirksamkeit 
des Vergleichsvertrages iSv § 779 BGB aus materiellrechtlichen Gründen zwangsläufig 
auch zur Unwirksamkeit der Prozesshandlung.

Beispiel 2: „Nebenansprüche“ (Zeugnis, „ordnungsgemäße Abwicklung“ etc) werden häu­
fig unsauber formuliert mit der Folge, dass einzelne Passagen des Vergleichs keinen 
vollstreckungsfähigen Inhalt haben. Wird der Vergleich nicht erfüllt, muss mangels Voll­
streckbarkeit erneut geklagt werden.

Beispiel 3: Weithin üblich geworden ist der Vergleichsschluss im schriftlichen Verfahren 
nach § 278 Abs. 6 ZPO. Bei mehrfach gewechselten Schriftsätzen, korrigierten Vergleichs­
fassungen und Anlagen sind die Geschäftsstellen häufig überfordert. Es schleichen sich 
Fehler in den Vergleichstext ein.
Zunächst waren Zweifel darüber entstanden, ob der Vergleich im schriftlichen Ver­
fahren nach § 278 Abs. 6 ZPO im Fall der Beendigung oder Befristung des Arbeits­
verhältnisses das Schriftformerfordernis nach § 623 BGB bzw. § 14 Abs. 4 TzBfG 
wahrt. Die lange Zeit geführte Diskussion, welche sich insbesondere daran aufhäng­
te, dass der Vergleich selbst mangels beidseitiger Unterschrift auf derselben oder je­
weiliger Unterschrift auf einer gleichlautenden Urkunde das Schriftformerfordernis 
nicht erfüllt, hat sich mittlerweile aufgrund der klärenden Entscheidung des BAG 
vom 23.11.2006 erledigt.972 Danach wahrt eine im schriftlichen Verfahren nach 
§ 278 Abs. 6 ZPO zustande gekommene Vereinbarung das notwendige Schriftformer­
fordernis einer Beendigung oder Befristung. Dies ergibt sich aus einer entsprechenden
Anwendung von § 127a BGB, durch welche aufgrund der Vergleichbarkeit der Fälle
eine planwidrige Regelungslücke geschlossen werden könne.
Problematisch ist dagegen weiterhin, dass dem im schriftlichen Verfahren (zB noch
vor der Güteverhandlung) abgeschlossenen Vergleich häufig der Anschein anhaftet,
dass es sich um eine von vornherein, dh vor Ausspruch der Kündigung „abgespro­
chene Sache“ handele. Dies kann – wenn die Bundesagentur für Arbeit eine entspre­
chende Aufklärung vornimmt – dazu führen, dass gegenüber dem Arbeitnehmer eine
Sperrzeit verhängt wird. Auch vor diesem Hintergrund wird in äußerster Vorsicht
häufig dazu geraten, anstelle eines Vergleichs im schriftlichen Verfahren einen Ver­
gleich in der Güteverhandlung zu protokollieren.
Eine typische Falle in gerichtlichen Vergleichen stellen Erledigungsklauseln dar. Ent­
sprechende Vereinbarungen erfreuen sich größter Beliebtheit, häufig sogar dann,
wenn das Arbeitsverhältnis noch gar nicht beendet ist. Von der Vereinbarung bei­
derseitiger Erledigungsklauseln kann nur abgeraten werden, wenn nicht im Detail
geklärt ist, ob der jeweiligen Partei tatsächlich keine Ansprüche mehr zustehen.
Dabei muss sorgfältig überlegt werden, welche Ansprüche vom Wortlaut der Erle­
digungsklausel erfasst sind. Gegebenenfalls kann es sich dann anbieten, bestimmte
Ansprüche auszuklammern. Im Regelfall – insbesondere wenn der Prozessvertreter
die Gesamtsituation nicht übersieht – sollte von der Vereinbarung einer Erledigungs­
klausel abgesehen werden.

971 Vgl. BGH 24.10.1984 – IVb ZR 35/83, NJW 1985, 1962.
972 BAG 23.11.2006 – 6 AZR 394/06, NZA 2007, 466.
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